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Arbeitsanleitung Nr. 012 

Berufsorientierungspraktikum (BOP) 
Mobilitätszuschuss (Mobi-Z) 

 
§ 48a SGB III  

Berufsorientierungspraktikum 
 

(1) Die Agentur für Arbeit kann junge Menschen, die ihre Berufswahl noch nicht abschließend getroffen 
haben, durch ein Berufsorientierungspraktikum fördern, um sie beim Übergang in eine Berufsaus-
bildung zu unterstützen. Voraussetzung für die Förderung ist, dass die jungen Menschen 
 
1. die Vollzeitschulpflicht nach den Gesetzen der Länder erfüllt haben, 
2. keine Schule besuchen und 
3. bei der Agentur für Arbeit ausbildungssuchend gemeldet sind. 

 
(2) Das Berufsorientierungspraktikum kann bei einem oder bei mehreren Arbeitgebern durchgeführt wer-
den. Die Dauer des Berufsorientierungspraktikums muss dessen Zweck und Inhalt entsprechen. Das 
Berufsorientierungspraktikum bei dem jeweiligen Arbeitgeber soll 

1. eine Dauer von einer Woche nicht unterschreiten und 
2. eine Dauer von sechs Wochen nicht überschreiten. 

 
(3) Die Förderung umfasst im Regelfall die Übernahme der Kosten 

1. für Fahrten zwischen Unterkunft und Praktikumsbetrieb sowie 
2. für Unterkunft, sofern der Praktikumsbetrieb vom Wohnort des jungen Menschen nicht in ange-
messener Zeit erreicht werden kann. 

 
Für die Höhe der Fahrkosten gilt § 63 Absatz 3 entsprechend. Für die Unterkunft wird der jeweils geltende 
Bedarf nach § 13 Absatz 2 Nummer 2 des Bundesausbildungsförderungsgesetzes zugrunde gelegt. Hin-
sichtlich der Übernahme sonstiger Aufwendungen gilt § 64 Absatz 1 und 3 entsprechend. 
 
 
 

§ 73a SGB III  
Mobilitätszuschuss 

 
(1) Die Agentur für Arbeit kann junge Menschen während des ersten Ausbildungsjahres einer nach § 57 
Absatz 1 förderungsfähigen Berufsausbildung mit einem Mobilitätszuschuss fördern, wenn 

1. die Ausbildungsstätte vom bisherigen Wohnort der oder des Auszubildenden nicht in angemes-
sener Zeit erreicht werden kann und 
2. ein Wechsel des Wohnortes für die Aufnahme der Ausbildung erforderlich ist. 

§ 116 Absatz 2 gilt entsprechend. 
 
(2) Die Höhe des Mobilitätszuschusses richtet sich nach den erforderlichen Fahrkosten für zwei monat-
liche Familienheimfahrten. Für die Höhe der Fahrkosten gilt § 63 Absatz 3 entsprechend. 
 
(3) § 56 Absatz 1 Nummer 3 und § 63 dieses Buches sowie § 73 des Neunten Buches bleiben unberührt. 
 

 

 

Aktenzeichen: II-1203.75/ 1203.76 

Geschäftsbereich:  II 

Organisationszeichen:  X915 

Gültigkeit: ab dem 06.02.2025 
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Zielsetzung 

 

Das Berufsorientierungspraktikum (BOP) soll junge Menschen dabei unterstützen die eigene Berufswahl zu fes-

tigen bzw. zu treffen, um möglichst noch im selben Jahr eine Berufsausbildung zu beginnen.  

 

Der Mobilitätszuschuss (Mobi-Z) hat das Ziel, einen Anreiz für junge Menschen zu setzen, ihr bisheriges Woh-

numfeld zugunsten einer Ausbildungsaufnahme in einer anderen Region zu verlassen. 

 

 

 

Allgemeine Hinweise 

 

Paragrafen ohne Bezeichnung des Gesetzes sind solche des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch (SGB II). 

Wird in der Arbeitsanleitung zum Beispiel die Bezeichnung „§ 48a SGB III“ verwendet, so handelt es sich hierbei 

um § 16 Absatz 1 SGB II i. V. m. § 48a Drittes Buch Sozialgesetzbuch (SGB III).  

 

 

 

Hinweis zum Informationsfreiheitsgesetz (IFG) 

 

Dieses Dokument enthält mindestens eine Verlinkung zu Informationen, auf die nur im internen Dienstgebrauch 

zugegriffen werden kann. Unter den Voraussetzungen des IFG können diese Informationen separat zur Verfü-

gung gestellt werden. 
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1. Gemeinsame Regelungen für BOP und Mobi-Z 

1.1 Antragstellung 

Die Leistungen werden gem. § 37 auf Antrag erbracht. Als Antragstellung gilt jede 

schriftliche, mündliche oder fernmündliche Erklärung, die erkennen lässt, dass 

Leistungen begehrt werden. Leistungen werden nicht für Zeiten vor der Antragstel-

lung erbracht.  

 

Eine Antragstellung durch einen Praktikums- bzw. potentiellen Ausbildungsbetrieb 

ist ausgeschlossen. 

 

Nach Unterbrechung einer Ausbildung (z.B. aufgrund einer längeren Krankheit) ist 

eine Fortsetzung der Förderung mit Mobi-Z möglich. Dafür ist eine erneute Antrag-

stellung erforderlich. 

 

1.2 Zusammenarbeit mit der Agentur für Arbeit 

Grundsätzlich gilt, dass dort, wo die Antragstellung bzw. Förderanfrage (persönlich, 

telefonisch oder schriftlich) zuerst eingeht, d.h. in einem Standort von Jobcenter 

team.arbeit.hamburg, der Jugendberufsagentur oder der Berufsberatung vor dem 

Erwerbsleben (BBvE) der Agentur für Arbeit, über diese Förderungen entschieden 

wird. 

 

Bei weiterem Beratungsbedarf zu BOP von erwerbsfähige Leistungsberechtigten 

(ELB) (z.B. noch kein konkreter Praktikumsbetrieb oder kein konkretes Berufsziel 

vorhanden) kann ggf. eine Überstellung an die BBvE erfolgen.  

Das BOP kann direkt durch die Integrationsfachkraft (IFK) gebucht werden, wenn 

kein Beratungsbedarf besteht. Es sollte dennoch nach der Buchung durch die IFK 

auf das Beratungsangebot der BBvE hingewiesen werden, sofern ELB dort noch 

nicht in Betreuung sind. 

  

Nach erfolgter Beratung und Entscheidung durch die BBvE erfolgt die weitere ad-

ministrative Abwicklung (z.B. COSACH-Eingabe) durch die Bereichsexpert:innen 

im Team X217. 

 

2. BOP 

2.1 Fördervoraussetzungen ELB 

Förderfähig sind ELB, die 

• bisher keine oder lediglich erste berufliche Vorstellungen haben und durch 

das BOP konkrete Ausbildungswünsche entwickeln wollen oder 

• bereits beruflich vororientiert sind und einen bestehenden Ausbildungs-

wunsch durch das BOP festigen wollen.  

Die Regelungen zum unverzüglichen Maßnahmeangebot sind zu beachten.  

Eine Altersbeschränkung sieht das Gesetz nicht vor. 
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Außerdem müssen ELB folgende Fördervoraussetzungen kumulativ erfüllen: 

• Die Vollzeitschulpflicht muss erfüllt sein. Die Schulpflicht dauert in Ham-

burg elf Schulbesuchsjahre und endet spätestens mit Vollendung des 18. 

Lebensjahres. 

• Es darf keine Schule in Vollzeit besucht werden. Schulbesuche in „Teilzeit“ 

(z.B. Abendschule) sind unschädlich. 

• ELB müssen grundsätzlich an einer Ausbildung interessiert sein. D.h., eine 

Berufsausbildung muss von den ELB gesucht bzw. angestrebt werden. Es 

genügt die Aussage der ELB; ein weiterer Nachweis ist nicht erforderlich. 

Der Status in VerBIS ist hierbei nicht relevant.  

 

Für ELB, die durch Rehabilitationsträger (z.B. Agentur für Arbeit und Deutsche 

Rentenversicherung) als Rehabilitand:innen identifiziert wurden und damit diesen 

Status inne haben, liegt die Leistungsverantwortung für die Förderung bei dem Re-

habilitationsträger. Näheres hierzu ist in der Arbeitsanleitung Nr. 013 „Berufliche 

Rehabilitation von erwerbsfähigen Leistungsberechtigten“ geregelt. 

Der Rehabilitand:innen-Status ist gegeben, wenn der zuständige Rehabilitations-

träger den Antrag auf Durchführung eines Rehabilitationsverfahrens positiv be-

schieden hat. Solange keine positive Bescheidung eines Antrags vorliegt, können 

BOP in eigener Zuständigkeit eingesetzt werden. 

 

ELB mit Behinderungen können im Einzelfall durch ein BOP gefördert werden. Da-

bei ist zu prüfen, ob die Maßnahme geeignet ist oder ob aufgrund Art oder Schwere 

der Behinderung vorrangig Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben beziehungs-

weise rehaspezifische Leistungen erforderlich sind. Bei entsprechendem Unterstüt-

zungsbedarf können der Berufspsychologische Service (BPS), der Ärztliche Dienst 

(ÄD) oder der Technische Beratungsdienst (TBD) beteiligt werden. 

 

Gemäß § 3 Abs. 2 sollen bei der Beantragung von passiven Leistungen nach dem 

SGB II unverzüglich Leistungen zur Eingliederung in Arbeit erbracht werden. Vor-

rangig sollen Instrumente oder Maßnahmen eingesetzt werden, die eine unmittel-

bare Aufnahme einer Ausbildung oder Erwerbstätigkeit ermöglichen. Diese Ver-

pflichtung besteht bereits vor Nachweis bzw. Feststellung der Hilfebedürftigkeit der 

ELB.  

 

Die Vermittlung in Ausbildung und Arbeit und deren unmittelbare Förderung haben 

somit grundsätzlich Vorrang, es sei denn, eine andere Leistung ist für die dauer-

hafte Eingliederung erforderlich. Der Vermittlungsvorrang gilt jedoch insbesondere 

nicht für ELB, die z.B. einen Berufsabschluss im Rahmen einer Ausbildung erwer-

ben bzw. erwerben wollen. Diese Erforderlichkeit ist durch die IFK im Rahmen einer 

Prognoseentscheidung in VerBIS zu dokumentieren. Die Förderung eines BOP ist 

damit bei Vorliegen der entsprechenden Voraussetzungen unverzüglich ohne 

Nachweis bzw. Feststellung der Hilfebedürftigkeit möglich.  

 

Fördervoraussetzungen 
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Die unverzügliche Erbringung dieser Leistung zur Eingliederung soll in den Koope-

rationsplan aufgenommen werden.  

Stellt sich im Nachhinein heraus, dass kein Leistungsanspruch nach dem SGB II 

besteht, muss die Bewilligung der Förderung nicht aufgehoben oder Leistungen 

zurückgefordert werden, wenn der (Wieder-)Eintritt der Hilfebedürftigkeit zu be-

fürchten wäre. Voraussetzung hierfür ist eine in VerBIS dokumentierte Ermessens-

entscheidung durch die IFK.  

Soweit die Anträge auf Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhaltes und Kos-

ten der Unterkunft durch ELB zurückgenommen werden, entfällt der Leistungs-

zweck des unverzüglichen Angebots. Erfolgte die Rücknahme vor der Entschei-

dung per Bewilligungsbescheid, ist die Erbringung dieser Leistung abzulehnen. Er-

folgte die Rücknahme nach der Erteilung des Bewilligungsbescheides, ist durch die 

zuständige IFK die Aufhebung oder Rücknahme der Bewilligung der Förderung ein-

zuleiten.  

 

2.2 Förderbedingungen und -grundsätze 

• Die Förderung eines BOP ist nur innerhalb Deutschlands möglich. 

• BOP kann bei einem oder mehreren AG durchgeführt werden.  

• BOP für schulische Ausbildungsberufe (z.B. Erzieher:innen) können eben-

falls gefördert werden.  

• Es können mehrere BOP bei verschiedenen AG durchgeführt werden. 

Über die Anzahl der BOP entscheidet die IFK in Abstimmung mit den ELB 

anhand der individuellen Zielsetzung. Ein wiederholtes BOP bei demsel-

ben AG ist nicht möglich. 

• Die Betreuung, Beaufsichtigung und Anleitung der ELB muss durch eine 

geeignete Fachkraft des Betriebes erfolgen.  

• Grundsätzlich wird ein BOP unentgeltlich durchgeführt. Sollte eine Prakti-

kumsvergütung erfolgen, gilt der gesetzliche Mindestlohn nicht (§ 22 Abs.1 

Nr. 2 Mindestlohngesetz (MiLoG)).  

• BOP können auch in Betrieben durchgeführt werden, die über keine Aus-

bildungsberechtigung verfügen.  

 

Folgende Anforderungen bestätigen die AG mit ihrer Unterschrift im Erhebungsbo-

gen. Diese müssen daher nicht mehr gesondert geprüft werden.  

• BOP dürfen nicht dazu genutzt werden, urlaubs- und krankheitsbedingte 

Ausfälle oder Belastungsspitzen aufzufangen (z. B. Bedarfe von Paket-

diensten in der Vorweihnachtszeit). 

• Die maßgeblichen arbeitsrechtlichen Bestimmungen einschließlich des ge-

setzlichen Unfallversicherungsschutzes (§ 2 Abs. 1 Nr. 14 Siebtes Buch 

Sozialgesetzbuch) der ELB müssen von den AG während eines BOP ein-

gehalten werden. Die für die AG zuständigen Unfallversicherungsträger 

sind für den Unfallversicherungsschutz der ELB maßgeblich.  
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2.3 Förderdauer 

Die Förderdauer eines BOP darf beim jeweiligen AG einen Zeitraum von einer Wo-

che nicht unterschreiten und darf maximal sechs Wochen dauern.  

 

Es ist grundsätzlich von einer Dauer von fünf Arbeitstagen wöchentlich auszuge-

hen. Bei branchen- bzw. betriebsüblichen Besonderheiten kann dies abweichen 

(z.B. Sechs-Tage-Woche). Unter Beachtung der arbeits- und tarifrechtlichen Vor-

schriften darf die Dauer von 42 Kalendertagen (sechs Wochen) nicht überschritten 

werden. 

Die Dauer eines BOP richtet sich nach dem Zweck und dem Inhalt dieses Prakti-

kums. Beim Zweck kommt insbesondere eine Neuorientierung, aber auch die Ab-

sicherung einer bereits getroffenen oder einer vorläufigen Berufswahlentscheidung 

in Betracht. Für den Inhalt könnte u.a. von Bedeutung sein, ob verschiedene Abtei-

lungen oder Berufsfelder bei AG durchlaufen werden sollen. 

 

2.4 Kostenerstattungsmöglichkeiten 

Bei der Übernahme der notwendigen Kosten als Zuschuss für die Teilnahme an 

einem BOP sind die Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit zu beach-

ten. 

 

Es können alle notwendigen teilnahmebezogenen Kosten übernommen werden, 

die im unmittelbaren Zusammenhang mit dem BOP stehen und unvermeidbar sind. 

Diese sind z.B. 

• Fahrkosten, 

• Kinderbetreuungskosten, 

• Arbeitskleidung, 

• Unterkunftskosten oder 

• Arbeitsmittel. 

Die Übernahme der teilnahmebezogenen Kosten kann pro Kalender- (z.B. Fahr-

kosten) oder Zeitmonat (z.B. Kinderbetreuungskosten, Unterkunftskosten, Famili-

enheimfahrten) erfolgen. Ein Zeitmonat umfasst 30 Tage pro Monat. Der Zeitmonat 

beginnt im Unterschied zum Kalendermonat nicht am Ersten eines Monats. Der 

Zeitmonat kann an jedem beliebigen Datum im Monat beginnen. 

 

Eine Erstattung von Maßnahmekosten an AG ist ausgeschlossen. Gleiches gilt für 

Kosten, zu deren Übernahme AG gesetzlich verpflichtet sind (z.B. Sicherheits-

schuhe).  

 

2.4.1 Fahrkosten 

Für die Erstattung der Fahrkosten zwischen Unterkunft und Praktikumsbetrieb sind 

die Regelungen des § 63 Abs. 1 und 3 SGB III anzuwenden. Als Fahrkosten können 

bei Nutzung öffentlicher Verkehrsmittel die anfallenden notwendigen Kosten erstat-

tet werden. Mögliche Fahrpreisermäßigungen (z.B. Deutschland-Ticket, Monats-, 

Zeitmonatskarten) sowie Fahrpreiserstattungen durch die AG oder sonstige Stellen 

sind zu berücksichtigen. 
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Bei Benutzung sonstiger Verkehrsmittel können Fahrkosten in Höhe der Wegstre-

ckenentschädigung gemäß § 5 Abs. 1 Bundesreisekostengesetz (20 Cent je Kilo-

meter, maximal 130 Euro pro Tag) erstattet werden. 

 

Kosten für Pendelfahrten werden nur bis zur Höhe des Betrages übernommen, der 

bei auswärtiger Unterkunft und Verpflegung zu leisten wäre (588 Euro pro Kalen-

dermonat). 

 

2.4.2 Kinderbetreuungskosten  

Für notwendige Kinderbetreuungskosten können im Rahmen einer Pauschale zeit-

monatlich in Höhe von 160 Euro übernommen werden. Bei Kindern unter 14 Jahren 

kann generell eine Aufsichtsbedürftigkeit unterstellt werden. 

 

2.4.3 Arbeitskleidung 

Erforderliche Kosten für Arbeits- bzw. Berufskleidung von ELB während eines BOP 

können in Höhe einer Pauschale von insgesamt 16 Euro im Monat (Kalendermo-

nat) für sowohl Anschaffung als auch Reinigung und Instandhaltung der Arbeits-

kleidung übernommen werden.  

 

2.4.4 Unterkunftskosten 

Sollten im Einzelfall Kosten für auswärtige Unterkunft anfallen, können diese in 

Höhe einer Pauschale von 60 Euro je Kalendertag und höchstens 420 Euro je Ka-

lendermonat erstattet werden, wenn sie für die Teilnahme tatsächlich notwendig 

sind.  

 

2.4.5 Kosten für Arbeitsmittel oder Handwerkszeug 

Kosten für Arbeitsmittel oder Handwerkszeug können in besonders begründeten 

notwendigen Ausnahmefällen erstattet werden. 

 

In den besonders häufig vorkommenden Konstellationen können folgende Richt-

werte zugrunde gelegt werden: 

• Friseur:in: Starterset - bestehend aus zwei Scheren (insgesamt 180 Euro), 

drei Kämmen (insgesamt 30 Euro), eine Tasche (20 Euro), 

• Fleischer:in: Starterset - bestehend aus drei Messern (insgesamt 50 Euro), 

• Köch:in: Starterset - bestehend aus fünf Kochutensilien (insgesamt 400 

Euro). 

 

Die Kosten für Arbeitsmittel oder Handwerkszeug können gegen Vorlage einer 

Rechnung bzw. Quittung erstattet werden, sofern AG bestätigen, diese nicht zu 

stellen. Die entsprechende Bestätigung ist über die ELB einzuholen. 

 

2.5 Verfahren  

Zunächst ist ELB die lokale BK-Vorlage „BOP Erhebungsbogen SGB II“ (lokale 

Vorlagen > team.arbeit.hamburg > Vermittlung > U25) auszuhändigen, welcher 
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durch den AG ausgefüllt werden muss. Die Aushändigung stellt keine Förderzusi-

cherung dar. Der Erhebungsbogen dient zur Dokumentation der Anforderungen an 

die AG sowie Tätigkeiten während des Praktikums.  

 

Als ergänzende Information kann das jeweilige Infoblatt für ELB oder AG ausge-

händigt werden.  

Nach Rücklauf des „BOP Erhebungsbogen SGB II“ steht der IFK zur Unterbreitung 

des Maßnahmeangebots die BK-Vorlage „BOP Angebot SGB II“ über COSACH zur 

Verfügung. Hierfür ist zunächst eine COSACH-Buchung erforderlich (siehe 

COSACH-Klickanleitung). Dazu gehört u.a. das Ausfüllen der Registerkarte „För-

derung entscheiden“. In VerBIS wird ein automatisierter Vermerk zur Förderent-

scheidung erzeugt. 

 

In der BK-Vorlage „BOP Angebot SGB II“ kann ausgewählt werden, ob ELB mit 

Rechtsfolgenbelehrung zur Teilnahme verpflichtet werden sollen, sowie ggf. die in-

dividuelle Rechtsfolge. 

Diese BK-Vorlage beinhaltet:  

• Angebotsschreiben eines BOP an ELB unter Nennung des AG, des Maß-

nahmeinhaltes (geplante Tätigkeit), der Dauer und des zeitlichen Umfangs, 

• Erklärungsbogen Förderung SGB II, 

• Bewilligungsschreiben an die AG, 

• Teilnahmebezogener Bericht zur Mitteilung des Maßnahmeergebnisses. 

 

Bei dem Angebot eines BOP bzw. der Bewilligung einer Maßnahme sind die Anga-

ben der AG, des Ausbildungszielberufes, des Maßnahmeinhaltes (geplante Tätig-

keitsausübungen) und des Maßnahmezeitraums in VerBIS (Kundenhistorie) als 

Vermerk nachvollziehbar zu dokumentieren.  

 

Im Rahmen der Förderentscheidung sind Zweck, Inhalt und Erforderlichkeit des 

Berufsorientierungspraktikums nachvollziehbar zu dokumentieren. Darüber hinaus 

ist festzuhalten, welche individuellen Kosten bewilligt werden sowie deren Höhe 

und Dauer. 

 

Diese Eingliederungsleistung soll in den Kooperationsplan aufgenommen werden  

(s. hierzu Punkt 6.1 in den Fachlichen Weisungen zu § 15).  

 

Die Überwachung des Einganges des teilnahmebezogenen Berichts zur Mitteilung 

des Praktikumsergebnisses mittels Aufgabe in VerBIS erfolgt durch die IFK. Der 

Eingang und die Auswertung sind in VerBIS zu dokumentieren. Auf die Arbeitshilfe 

zur Kundenbetreuung während Maßnahmeteilnahmen und Absolventenmanage-

ment wird verwiesen. 

 

Folgende vollständig ausgefüllten Unterlagen sind an den Teampostkorb 12302- 

X915 zu übersenden: 

• ausgefüllter Erhebungsbogen, 
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• Angebotsschreiben an die ELB, 

• Erklärungsbogen Förderung SGB II sowie dazugehörenden Nachweisen, 

• Bewilligungsschreiben an AG sowie die 

• BOP-Stellungnahme ohne Kostenberechnung. 

 

Das ILC stellt den ELB über die Entscheidung der teilnahmebezogenen Kosten 

einen entsprechenden Bescheid aus. 

 

Ablehnungsbescheide werden durch das ILC erstellt. Für die Erstellung eines Ab-

lehnungsbescheides ist es erforderlich, dass die IFK dem ILC eine detailliert recht-

lich begründete Stellungnahme zur Verfügung stellt. Aus der Stellungnahme müs-

sen die Gründe hervorgehen, die im Rahmen des Ermessens zu einer Ablehnung 

geführt haben. 

 

Wird die Teilnahme an einem BOP vorzeitig beendet und wurden teilnahmebezo-

gene Kosten bewilligt, ist umgehend per E-AKTE die Mitteilung über das vorzeitig 

beendete BOP an den Teampostkorb 12302-X915 zu senden, um die Zahlungs-

einstellung zu veranlassen und Überzahlungen zu vermeiden. Die Gründe sind in 

VerBIS zu dokumentieren und der Maßnahmenzeitraum in COSACH durch die IFK 

anzupassen. 

Das ILC erstellt den Aufhebungs- und Erstattungsbescheid. 

 

Bzgl. der Kombination eines BOP mit den anderen Eingliederungsleistungen wird 

auf die Kombinationsübersicht verwiesen.  

 

2.6. Beratende Begleitung 

Während des Praktikums ist den ELB eine Kontaktaufnahme zur Integrationsfach-

kraft anzubieten. Bei erhöhtem Unterstützungsbedarf kann eine engere Begleitung 

erfolgen. 

 

3. Mobi-Z 

3.1 Fördervoraussetzungen ELB 

Förderfähig sind ELB, wenn 

• sie eine förderungsfähige Berufsausbildung aufnehmen, 

• die Ausbildungsstätte außerhalb des üblichen Tagespendelbereiches liegt 

(Wegezeit für Hin- und Rückfahrt mehr als zwei Stunden) und 

• deshalb ein Umzug vom bisherigen Wohnort erforderlich ist (als Erst- oder 

Zweitwohnsitz). 

 

Förderungsfähige Berufsausbildungen sind  

• betriebliche und außerbetriebliche Berufsausbildungen in einem nach dem 

Berufsbildungsgesetz, der Handwerksordnung oder dem Seearbeitsgesetz 

staatlich anerkannten Ausbildungsberuf,  
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• betriebliche Berufsausbildungen nach dem Pflegeberufegesetz und dem 

Altenpflegegesetz, wenn der dafür vorgeschriebene Berufsausbildungs-

vertrag abgeschlossen worden ist sowie 

• Berufsausbildungen in Ausbildungsberufen für Menschen mit Behinderun-

gen nach § 66 Berufsbildungsgesetz oder § 42r Handwerksordnung (sog. 

Fachpraktiker- oder Werkerausbildungen). 

 

Nicht förderfähig ist die Aufnahme von 

• Studiengängen,  

• öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnissen (Beamtenanwärter:in), 

• betrieblichen Einzelumschulungen, 

• Praktika oder 

• schulischen Ausbildungen (z.B. landesrechtlich geregelte Helferausbildun-

gen).  

 

Die Regelungen unter Punkt 2.1 in dieser Arbeitsanleitung zur Vorrangigkeit ande-

rer Leistungsträger, Rehabilitand:innen und zum unverzüglichen Maßnahmeange-

bot sind zu beachten. 

 

3.2 Förderdauer 

Die Förderdauer umfasst das erste Ausbildungsjahr (in der Regel zwölf Monate). 

Beträgt das erste Ausbildungsjahr gemäß Berufsausbildungsvertrag weniger als 

zwölf Monate, verkürzt sich die Dauer der Förderung entsprechend. 

Eine mögliche Wiederholung des ersten Ausbildungsjahres im Folgejahr ist  

nicht förderfähig. 

 

3.3 Kostenerstattungsmöglichkeiten 

Die Förderung umfasst einen Zuschuss in Höhe der Fahrkosten für zwei Familien-

heimfahrten pro Monat. Es gilt der jeweilige Zeitmonat, beginnend mit dem Tag des 

Ausbildungsbeginns (z.B. 01.-31.07. oder 15.07.-14.08.). 

Es gilt ein Höchstbetrag von 130 Euro pro Familienheimfahrt. Für die Berechnung 

der Fahrkosten siehe BOP, Punkt 2.4.1. 

Mobi-Z wird zusätzlich zu Berufsausbildungsbeihilfe und Ausbildungsgeld gewährt 

ohne gegenseitige An- bzw. Verrechnung. Dadurch soll der Anreiz für eine Ausbil-

dungsaufnahme in einer anderen Region gewahrt bleiben. 

 

3.4 Verfahren 

Nach erfolgter Antragstellung und Prüfung der Fördervoraussetzungen ist ELB das 

Antragsformular „Mobi-Z - Antrag SGB II“ auszuhändigen (BK-Vorlage). Der Tag 

der Antragstellung sowie die -ausgabe sind in VerBIS zu dokumentieren. 

 

Für die Bearbeitung des Antrages sind von den ELB nachvollziehbare und vollstän-

dige Unterlagen zu übermitteln: 

• vollständig ausgefüllter und von den ELB unterschriebener Antrag und 

• Kopie des beidseitig unterschriebenen Ausbildungsvertrages. 
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Hierzu kann es im Verfahren u.a. notwendig sein, fehlende Unterlagen von ELB im 

Rahmen der Mitwirkung gem. §§ 60 ff. Erstes Buch Sozialgesetzbuch schriftlich, 

mittels Antragsvordruck, abzufordern. Zu beachten ist das Setzen einer angemes-

senen Frist sowie die Belehrung über die Folgen mangelnder Mitwirkung. 

 

Für die Antragsbearbeitung gilt, dass ELB mit der Unterschrift auf dem Antrag die 

Richtigkeit der Angaben versichern. Die Angaben der ELB zu den Fahrkosten für 

öffentliche und sonstige Verkehrsmittel sind deshalb grundsätzlich als richtig anzu-

erkennen und nicht mehr zu überprüfen. 

 

Nach Rücklauf der Antragsunterlagen ist durch die IFK eine COSACH-Buchung 

erforderlich (siehe COSACH-Klickanleitung). Hierzu gehört u.a. das Ausfüllen der 

Registerkarte „Förderung entscheiden“. In VerBIS wird ein automatisierter Vermerk 

zur Förderentscheidung erzeugt.  

 

Neben der automatisierten Förderentscheidung hat die IFK im Rahmen ihrer pflicht-

gemäßen Ermessensausübung folgende Informationen in VerBIS in der Kunden-

historie zu dokumentieren: 

• Begründung für die Erforderlichkeit und Notwendigkeit der Förderung und 

• Umfang der bewilligten Förderart (Dauer und Höhe). 

 

Die Förderung mit Mobi-Z soll außerdem in den Kooperationsplan aufgenommen 

werden (s. hierzu Punkt 6.1 in den Fachlichen Weisungen zu § 15). 

 

Folgende vollständig ausgefüllte Unterlagen sind an den Teampostkorb 12302- 

X915 zu übersenden: 

• vollständig ausgefüllter und von ELB unterschriebener Antrag und 

• Kopie des beidseitig unterschriebenen Ausbildungsvertrages. 

 

Hinsichtlich der Bewilligung, Ablehnung, Aufhebung und der Kombination von 

Mobi-Z mit den anderen Eingliederungsleistungen wird auf Punkt 2.5 verwiesen.  
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